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1933 
 
   

Das  „Büchlein“ 
 
     77. Jahre Nazitum 
 
 
 
Die „Büchse der Pandora“ wurde mit dem: 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
erneut geöffnet! 
 

 

Die Zahl 
 

77  
 

und Jahre bedeutet auch die endgültige Enttarnung 
 
 
 

Die Aussage Grundgesetz in deutscher Sprache und zusammenhängen 
geschrieben ist bedeutungslos, besitzt keine Norm (Art. 100 
Normenkontrolle) und ist damit schon am 23.05.1949 nichtig und wurde von 
den „Drei Mächten“, - und wird auch nicht von den „Vier Mächten“ ab dem 
03. Okt. 1990 anerkannt. Die Deutsche Frage wird hiermit nicht nur gestellt, 
sondern auch beantwortet!  
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Vorwort 
 
Geschätzte Leserschaft, diese Ausarbeitung ist an die Exzellenzen der internationalen 
Botschaften, die allgemeine Presse, das „BRD Beamtentum“ und alle Bediensteten der 
BRD gerichtet. Lange Überlegungen gingen der Veröffentlichung voraus, ob der Text der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollte oder nicht. Wir haben uns dafür 
entschieden, weil die katastrophale Lage in Deutschland und in Europa es erforderlich 
machten, diese Informationen zu verbreiten. Da dieses Europa nicht das Europa der 
Völker darstellt, wurde in einer internen Abstimmung mehrheitlich für die 
Veröffentlichung entschieden. Wir haben mit allem gerechnet, dass aber 
Geheimwissenschaften und -lehren, Parallelwelten und andere Paraphänomene sich 
einstellen würden und keine Zufälle mehr darstellten, hatten wir nicht einkalkuliert. Sie 
lesen richtig. Seien Sie also vorgewarnt, denn wenn Sie die letzte Seite dieses „Büchleins“ 
gelesen haben, erscheint Ihnen  nichts mehr so wie es bisher war. Wir erklären uns auch 
damit solidarisch, das die >Bundesrepublik Deutschland< zugunsten des deutschen 
Volkes Deutschlands beschlagnahmt bleibt. Derzeit arbeiten wir etwas aus der zweiten 
Linie heraus um in Ruhe die Zeitgeschichte in Bezug auf Deutschland historisch 
einwandfrei zu präsentieren. Dabei haben wir die Militärgesetzgebung -Deutschland- 
und anderen Faktoren auf Beständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen. Wir sind bisher 
zu einem Ergebnis gekommen, das in seiner Ungeheuerlichkeit nicht zu überbieten ist. 
Dem Deutschen Volke wird die alleinige Schuld am WK II zugemessen, jedoch  
interessanterweise nicht von den „Vier alliierten Mächten“ (abgesehen von dem 
Potsdamer Abkommen).  
 
Sondern genau von denen, die die größte Schuld daran haben, die ehemaligen 
„Weimarer“ Parteien der Deutschen Republik.  
Sie haben nicht verhindert, dass nicht nur das deutsche Volk sondern ganz Europa und 
diese Welt in eine tiefe Depression des *Rassismus gestürzt sind.  
 
http://de.wikipedia.org/wiki/Rassismus  
 
Deren Nachkommen und Parteien entstammen allesamt von der NSDAP ab und waren 
für die Vier Alliierten eigentlich nur ein Mittel zum Zwecke um Strukturen aufzubauen, 
die zum heutigen Zustand geführt haben. Diese haben sich schnell verselbständigt und 
führen heute ein Eigenleben nicht nur an den „Vier Mächten“ vorbei.  
In diesem Deutschland waren jedoch keine Parteien vorgesehen, sondern einzig und 
alleine sollte das deutsche Volk, das auch gleichzeitig Träger der Staatsgewalt ist, 
bestimmen, ob Parteien zugelassen werden oder nicht. Es wäre nun also an der Zeit, 
dass dieses deutsche Volk sich von innen her selber heilt. Es sind derzeit die gleichen 
Politverschwörer am Werk, die seit 1945 alle unter falscher Flagge segelnd, sich erneut 
in rechtswidriger Weise über das Volk stellen, um sich vor diesem zu schützen und 
andererseits sich mit ihrem korruptem Lobbyismus, an diesem sich erneut schadlos 
halten.  
 
 
 
 
 
 
 

http://de.wikipedia.org/wiki/Rassismus
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Amtssprache(n) 
 
 
Verordnung Nr. 3 Amtssprache 
1. Amtssprache in allen Angelegenheiten die die Militärregierung betreffen, innerhalb 
des vorerwähnten Kontrollgebiets ist die englische Sprache. 
2. Alle offiziellen Bekanntmachungen und alle Schriftstücke, die durch den Obersten 
Befehlshaber der Alliierten Streitkräfte oder in dessen Auftrage erlassen und 
herausgegeben werden, werden in englischer Sprache abgefasst. Falls Übersetzungen in 
die deutsche oder irgendeine andere Sprache gemacht werden, so gilt immer der 
englische Wortlaut. 
 
Gesetz Nr. 4 Amtsblatt der Militärregierung - Deutschland 
Um der Bevölkerung des besetzten Gebietes Deutschlands die Maßnahmen bekannt zu 
geben, die von dem Oberstkommandierenden der Alliierten Streitkräfte und der 
Militärregierung- Deutschland getroffen werden, wird folgendes verordnet […] Im 
Auszug: 
 
Artikel II Rechtswirkung der Veröffentlichung 
Im Falle eines Unterschiedes zwischen dem englischen Wortlaut des Amtsblattes der 
Militärregierung und der deutschen Übersetzung, gilt der englische Wortlaut.   
 
Damit agieren vier Nationen mit drei Amtssprachen.  
 
Jede dieser Nation besitzt eine andere Mentalität eine eigene Sprache und jede der vier 
Nationen besitzt auch ein eigenständiges Staats- und Rechtssystem. Wenn also eine 
Übersetzung vom englischen ins deutsche getätigt wird, dann muss auch die dazu 
gehörende Meinung übersetzt werden. Andernfalls entstehen Missverständnisse. Mit 
Verweis auf das, in deutscher Sprache geschriebene Grundgesetz, wurde dieses im 
deutschen Sinne, aber nicht im Sinne des englischen Wortlautes übersetzt. Dasselbe gilt 
auch für die Bezeichnung ´Bundesrepublik Deutschland´. Sie werden schnell feststellen 
dass man mit diesen deutschen Bezeichnungen eine arglistige Täuschung begangen hat, 
der selbst anfänglich und teilweise heute noch immer sehr viele aufgesessen sind.  
Mit der sogenannten großen Umerziehung haben die „Vier Mächte“ nicht soviel zutun, 
wie die ´Bundesrepublik Deutschland´. Steigen wir also ein, in die „wörtliche“ 
Übersetzung.  
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Enttarnung 
 

Allgemeine Erklärung der „Drei Mächte“. 
 

Ausgangspunkt der Einrichtung des Parlamentarischen Rates, der 1948/49 das „Grundgesetz“ 
der Bundesrepublik Deutschland „erarbeitete“, war eine Sechs-Mächte-Konferenz der USA, 
Großbritanniens, Frankreichs und der drei Benelux-Länder, die vom 23. Februar bis 2. Juni 1948 
in London stattfand. Die dort verabschiedeten Londoner Empfehlungen enthielten den Auftrag 
an die drei westlichen Militärgouverneure in Deutschland, die Ministerpräsidenten der elf 
westdeutschen Länder zu ermächtigen, eine verfassungsgebende Versammlung 
[Volksentscheide] einzuberufen, um die provisorische Gründung eines westdeutschen Staates 
mit einer freien und demokratischen [Volks] Regierungsform vorzubereiten. Dem deutschen 
Volk sollte allmählich die volle Regierungsverantwortung übertragen werden – allerdings mit 
der Einschränkung, dass die Alliierten sich eine internationale Kontrolle der Ruhr vorbehielten 
und die Errichtung einer Sicherheitsbehörde vorsahen, um notfalls militärisch eingreifen zu 
können, falls sich die Lage in Deutschland erneut zuspitzen sollte.  
 
Wir finden im englischen die Aussagen, the Basic Law und the Federal Republic of Germany vor. 
Im englischen gehört der Begriff „Basic Law“ zur Kategorie der Verfassungen und bedeutet 
sachlich ins deutsche übersetzt Grund-Gesetz (teilweise auch Verfassung, aber Vorsicht mit 
dieser Übersetzung).  
 
1. Constitution ist der korrekte Begriff für Verfassung  
2. Law Constitution bedeutet Gesetz im Sinne von Verfassung/Ordnung  
3. Basic Law ist ein Basis (Grund) -Gesetz, das einer Verfassung vorausgeht 
 
Somit kann jetzt schon festgestellt werden, dass die deutsche Schreibweise nicht authentisch ist. 
 
Die deutsche Sprache erkennt nun zwei Synonyme:  
 

Grund und Gesetz. 
 
http://synonyme.woxikon.de/synonyme/grund.php kann bedeuten:  
Acker, Boden, Erde, Gelände, Grundlage, Grundstück, Land, Anwesen, Basis, Fundament, 
Liegenschaft, Sohle, Terrain, Tiefe … Gebiete Art. 23 / Art. 29 a. F.  
 
http://synonyme.woxikon.de/synonyme/gesetz.php kann bedeuten:  
Diktat, Erlass, Gebot, Order, Ordnung, Recht, Richtlinie, Verfassung, Verfügung, Verordnung, 
Vorschrift, Weisung, Anordnung, Geheiß  
 
Wenn also das Basic Law zu der Kategorie der Verfassungen gehört, kann im Deutschen davon 
ausgegangen werden, dass wir somit eine Gebiets Verfassung vorliegen haben.  
Die Aussage auf Seite 1, dass das GG bedeutungslos ist, keine Norm besaß und damit schon am 
23.05.1949 nichtig war, ist damit bestätigt.  
 
Schauen wir uns die weiteren Aussagen im Englischen konkret an, stellen sich auch weitere 
Fehlinterpretationen heraus. The Federal Republik heißt übersetzt: Die föderalistische Republik. 
Dabei bezieht sich „Federal“ (föderalistisch) in erster Linie immer auf das jeweilige Volk einer 
Republik, eines Staates und ist auch in diesem Zusammenhang zu übersetzen. (Zitat aus 
Wikipedia: Föderalismus (von lat. foedus, foedera „Bund“, „Bündnis“, „Vertrag“) wird heute 
vorwiegend als ein Organisationsprinzip verstanden, bei dem die einzelnen Glieder über eine 
gewisse Eigenständigkeit verfügen, aber zu einer übergreifenden Gesamtheit 
zusammengeschlossen sind. Oftmals wird der Begriff ausdifferenzierend benutzt und sowohl auf 
Föderationen als auch auf Konföderationen angewandt. 

http://synonyme.woxikon.de/synonyme/grund.php
http://synonyme.woxikon.de/synonyme/gesetz.php
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Teilweise wird den Gliedern des Bundes ein Austrittsrecht eingeräumt, wobei das geschriebene 
Verfassungsrecht aber nicht notwendigerweise mit der Verfassungswirklichkeit 
übereinstimmen muss. Ein Recht auf Sezession im Rahmen des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker schließt die „Prinzipienerklärung“ der UNO-Generalversammlung vom 24. Oktober 1970 
weitgehend aus. Neben dem, die Staatsidee stützenden (etatistischen) Verständnis 
(Föderalismus von oben) tritt eine freiheitliche (libertäre) Auffassung auf (Föderalismus von 
unten), auch als nachhaltiger Föderalismus bezeichnet. Ihr zufolge sind die kleinsten 
gesellschaftlichen Gebilde (Gruppen, Gemeinden) autonom. Sie gehen aus eigenem Antrieb 
Zweckbündnisse ein, geben jedoch nur diejenigen Aufgaben an ihre Vereinigungen ab, die sie 
selbst nicht wahrnehmen können. 
 
Schauen wir uns diesbezüglich einmal in (Zentral) Deutschland um.  
 
Es gibt das badische, hessische, saarländische, bayrische Volk usw. Wir sind also ein Mischvolk, 
ein Vielvölkerstaat.  
Alle zusammen sind das (vereinigte) deutsche Volk. Nach modernem Verständnis ist die 
Republik eine Herrschaftsform „bei der das Staatsvolk höchste Gewalt des Staates und oberste 
Quelle der Legitimität ist“ Es ist also das Gemeinwesen die Sache des Volkes (lat. Res publica).  
 
Das Volk ist aber nicht jede Vereinigung von Menschen, die auf irgendeine Weise 
zusammengewürfelt wurde, sondern die Vereinigung einer Menge, die sich aufgrund einer 
Übereinstimmung bezüglich des Rechts und einer Gemeinsamkeit bezüglich des Nutzens 
verbunden hat.  
Damit ist „The Federal Republic of Germany“ das deutsche Volk mit seinem Gemeinsinn und 
Gemeinwohl. Jetzt haben wir alles.   
 
Setzen wir es also in der richtigen Reihenfolge zusammen, erhalten wir die  
 

Gebiets Verfassung 
für die 

Volks Republik von Deutschland 
 
gemäß dem Schreiben der „drei Mächte“ vom 12.05.1949.  
 
Die wichtigsten Artikel sind:  
 
Art. 20 –  
Die Volks Republik von Deutschland ist ein Gebiets Staat. Alle Staatsgewalt geht vom deutschen 
Volke aus.  
 
Art. 23 [Geltungsbereich]  
Diese Verfassung gilt zunächst im Gebiete … [Art. 144.1 u. Art. 29 a. F. Volksentscheide] In 
anderen Ländern Deutschlands ist diese Verfassung nach Art. 29.5 [Volksentscheide] im Gebiete 
in Kraft zusetzen.  
 
Artikel 30 [Hoheitsrechte der Länder]  
Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache 
der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern Deutschlands, soweit diese Verfassung keine andere Regelung trifft oder zulässt.  
 
Artikel 31 Gebietsrecht bricht Landesrecht 
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Artikel 118 Neugliederung  
„Drei Mächte“ Schreiben. Ein vierter Vorbehalt der Alliierten bezieht sich auf die Artikel 29 und 
118 und die allgemeinen Fragen der Neufestsetzung der Ländergrenzen. „Abgesehen von 
Württemberg-Baden und Hohenzollern hat sich unsere Haltung in dieser Frage, seitdem wir die 
Angelegenheit mit Ihnen am 2. März besprochen haben, nicht geändert. Sofern nicht die Hohen 
Kommissare einstimmig eine Änderung dieser Haltung beschließen, sollen die, in den genannten 
Artikeln festgelegten Befugnisse nicht ausgeübt werden und die Grenzen aller Länder mit 
Ausnahme von Württemberg-Baden und Hohenzollern bis zum Zeitpunkt des 
Friedensvertrages, so wie sie jetzt festgelegt sind, bestehen bleiben“.  
 
Artikel 142 [Vorbehalt zu Gunsten landesrechtlicher Grundrechte]  
Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben die Bestimmungen der Landesverfassungen 
auch insoweit der Länder in Art. 30 in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 
18 dieser Verfassung Gebietsrechte gewährleisten.  
 
Artikel 144 [Annahme des Grundgesetzes – Berlin ]  
(*1) Diese Verfassung bedarf der Annahme durch das deutsche Volk in zwei Dritteln der 
deutschen Länder, in denen es zunächst gelten soll.  
 
(2) Soweit die Anwendung dieser Verfassung in einem der in Artikel 30 aufgeführten Länder 
oder in einem Teile eines dieser Länder Beschränkungen unterliegt, hat das Gebiet oder der Teil 
des Gebietes das Recht, gemäß Artikel 38 deutsche Volksvertreter in den deutschen Volkstag 
[Gebiete]und gemäß Artikel 50 Vertreter in den deutschen Volksrat [Länder] zu entsenden.  
 
[..*1..] Indem wir die Verfassung genehmigen, damit sie gemäß Artikel 144 (1) dem deutschen 
Volke zur Ratifizierung unterbreitet werde. „Drei Mächte“ Schreiben vom 12.05.1949.  
 
Art. 146  
Diese (Gebiets-) Verfassung verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine deutsche 
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen 
worden ist. Das war der 30.05.1949. 
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Enttarnung u. Entschlüsselung 
 
Im Verlaufe der Aufarbeitung dieser Themen, überprüften wir auch unsere Zeitgeschichte auf 
Kontinuität. Da wir dieses bis weit über 1871 zurück tun konnten, stellten wir auch eine 
interessante Zahlenabfolge 7, 5, 3 u. 1 fest. Unsere Geschichte lässt sich mathematisch fassen.  
 
Im Rahmen dessen kamen wir auch auf die Erbfolge der BRD, inwieweit diese sich als 
Rechtsnachfolger eines Reiches ausgibt und überprüften, ob der Anspruch gerechtfertigt ist. 
Dabei stellten wir fest, dass hier knapp 3 Jahre in der Zeitabfolge fehlten. Wo kann man diese 
Zeit finden, denn drei Jahre Geschichtsfälschung fallen doch eigentlich sofort auf.  Zwei der 3 
Jahre konnten wir schnell zuordnen nur das fehlende Bindeglied fehlte uns. Also haben wir uns 
die sogenannte SHAEF Gesetzgebung dazu geholt. Es hat ein bisschen gedauert, aber es hat sich 
gelohnt. Dabei muss man sich vor Augen halten, dass hier Betrüger am Werk waren und sind, die 
nur darauf aus sind, das deutsche Volk für das eigene Versagen verantwortlich zu machen. Und 
vor dem Volke schützt man sich, indem man sich erneut in rechtswidriger Weise über das Volk 
stellt und sich gleichzeitig an diesem mit korruptem Lobbyismus schadlos hält. 
 
 
 
 

Die Zeitberechnung 
 
 
Da die BRD Rechtsnachfolger eines Reiches sein will, müsste die Erbfolge auch anhand der 
vorhandenen Zeitgeschichte nachweisbar sein. Der BRD selber fehlen rechnerisch: 2 Jahre und 9 
Monate Bedenken Sie, die BRD muss in die Vergangenheit wirkend also Minus rechnen um den 
Lückenschluss zu Paul von Hindenburg tätigen zu können und muss hierbei auch gleichzeitig die 
Militärgesetzgebung Deutschland berücksichtigen mit ihren drei Datumsangaben. 18.09.1944, 
31.12.1937, 30.01.1933 schauen wir uns dieses einmal Chronologisch auf der nächsten Seite an: 
 
Waffenstillstand 1918  1918 Erster Weltkrieg Ende 

Versailler Friedensvertrag 1919  1919 Vorl. Reichspräsidenten Ebert 

Hindenburg 12.05.1925  12.05.1925 Hindenburg 

Geldentwertung 1925    

Weltwirtschaftskrise 1930  NSDAP  

   30.01.1933 Adolf Hitler 

Hindenburg stirbt in Neudeck 02.08.1934  02.08.1934 Hitler übernimmt auch dieses Amt 

1871 / 1945 Deutsches Reich 31.12.1937  31.12.1937 III. Deutsches Reich 
„Deutschland“ 

   1942 Nationalsozialistisches 
Deutschland 

   26.06.1943 Groß Deutsches Reich 

Militärgesetzgebung  18.09.1944    

   01.05.1945 Hitler bestimmte Goebbels zu 
seinem Nachfolger  

Deutschland „DR“ 08.05.1945    

Charta der Vereinten Nationen 26.06.1945  23.05.1945 Reichspräsident Karl Dönitz  ?????                             

„Deutschland als Ganzes“ 02.08.1945    

Kontrollratsgesetzgebung etc. 20.09.1945      

„Drei Mächte“ Schreiben 12.05.1949  23.05.1949 Bundesrepublik Deutschland 

„Vier Mächte“ Treffen in Paris  023.05.1949    

http://www.bundesarchiv.de/aktenreichskanzlei/1919-1933/0010/str/str2p/kap1_2/para2_7.html
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Nimmt man SHAEF weg existiert die BRD nicht mehr, so geschehen am 30.05.1949 mit Verweis 
auf den tatsächlichen Art. 146 der Gebiets Verfassung (Grundgesetz) und endgültig am 03. 
Oktober 1990.  
 
In der Analogie dazu im Vorgriff:  
2+4 Vertrag in Bezug auf Deutschland vom 12. September 1990  
Artikel 7 (1) Die Französische Republik, das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und die Vereinigten Staaten von 
Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden und damit 
zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken beendet und alle 
entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte aufgelöst.  

 
Übrig bleibt somit tatsächlich nur noch Deutschland „DR“. 

 
Das ursprüngliche Reich in den Grenzen von 1937 nachdem Versailler Friedensvertrag wurde 
durch die Militärgesetzgebung Deutschland nur gespiegelt. 
 
Aus dem  
 
 Deutschen Reich  und  „Deutschland“  wurde  
 Deutschland   und  „Deutsches Reich“  
 
in Anführungszeichen, dieses beweist auch die dazu gehörende Begriffsdefinition/Erklärung  
 
SHAEF Nr. 53 VII g: 
Der Ausdruck „Deutschland“ bedeutet das Gebiet, aus welchem am 31. Dezember 1937 das 
„Deutsche Reich“ bestand. 
 
Unsinnigerweise wird auf die Herausgabe eines Reiches gepocht das auch weiterhin ab dem 08.Mai 
1945 existiert. Nur dieses Gebiet des Reiches wurde, -und steht auch weiterhin unter 
Besatzungsrecht und das solange wie die rechtswidrige BRD existiert. 
 

08.05.1945 Deutschland „Deutsche Reich“ 
´Versailler Friedensvertrag´  

Mitglied in den Vereinten Nationen vertreten durch die vier Alliierten 
 
demokratische Verfassung für ganz Deutschland  
 
Art. 1. Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den deutschen 
Ländern auf. Baden, Brandenburg, Bayern, Bremen, Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
Thüringen.  
 
02.08.1945 „Deutschland als Ganzes“  
 

------ Kein Besatzungsstatut ------ 
30.05.1949 

 
Die Staatlichkeit Deutschlands war damit zum großen Teil wieder hergestellt.  
Wer vor dem 30.05.1949 geboren wurde, unterliegt dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
vom 22. Juli 1913 RGBl 1913, 583. Dasselbe gilt auch für Dokumente jeglicher Art. Daher sind 
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auch nachträglich (also heute in der Gegenwart ausgestellte, sogenannte Reichsdokumente, 
KRR's) Phantasieprodukte, die keinerlei Gültigkeit besitzen.  
Wären die friedensvertraglichen Gespräche vom 23.05. – 20.06.1949 der „Vier Mächte“ in Paris 
in Bezug auf Deutschland, nicht von der BRD torpediert worden, gäbe es diese überhaupt nicht 
und die „wiedererstandenen  Alt-Politiker“ wären in der Versenkung geblieben, in die sie auch 
hingehören. Mit dem Inkrafttreten der Verfassung (30.Mai1949) sind alle Parteien in 
Deutschland und in den Ländern ungültig geworden. 
 
Jetzt müssen wir noch überprüfen, um was es sich bei diesem Grundgesetz in deutscher Sprache 
handelt.  Gebiets-Verfassung ist klar, und Bundesrepublik müsste dann demzufolge in der 
Abfolge regulär Deutsche Republik bedeuten, nur steht etwas völlig anderes geschrieben. 
Passt doch alles zusammen, was wollen wir denn noch mehr; dass Grundgesetz entpuppt sich als 
rechtswidrige Reichsverfassung für die Deutsche Republik „Deutschland“ Alias = Deckname 
Bundesrepublik Deutschland.  
 
Die BRD entpuppt sich als das III. fortbestehende NS Reich ab dem 23.05.1949 und das mit 
Verweis und Beweis auf die  UN Note A 45/567 „Germany“ vom 03. Okt. 1990 und dem dazu 
gehörenden UN Jahrbuch 1990 S. 124 „Germany“ Jetzt kommt mal Licht in das Dunkel.  
 
Trittin und Schäuble forderten die Erschießung von Kombattanten. Wen die wohl damit 
meinten? Systemkritiker, Widerständler oder gar das deutsche Volk? Das ist alles möglich, denn 
die enttarnte Bundesrepublik „Deutschland“ ist im Verhältnis zu Deutschland “DR“ und dem Staat 
Deutschland “DR“ ein eindeutiges illegales, ungültiges und damit rechtswidriges Ausland.  
 
Ist es nicht eher so, dass die Politeska aller Parteien mit ihren Helfershelfern und fortgesetzter 
NS-naher Justiz bildlich jetzt schon vor dem Erschießungskommando des gesamten deutschen 
Volkes stehen? 

Weitere Phänomene sind: 
 

 
 
Mit dem Inkrafttreten der Kontrollratsgesetzgebung am 20. September 1945 wurden auch 
wieder Parteien vorläufig zugelassen, die sich großenteils aus der NSDAP rekrutierten. 
Innerhalb kürzester Zeit traten unverhältnismäßig viele angeblich christliche Parteien auf, deren 
Ursprung so nicht natürlich war. Denn im Verlaufe unserer Ausarbeitung mussten wir feststellen 
dass ca. 2 Mio. nationalsozialistischer, deutscher Christen in die Thüringische Ev. Kirche 
abgetaucht waren. Im umgekehrten Fall waren in der römisch Katholischen Kirche annähernd 
genauso viele untergekommen. In Berlin wurde aus der NSDC die CDU gegründet, das 
Gegenstück dazu, fast zeitnah war die CDP auch Adenauer Partei genannt „CDAP“ gegründet 
worden. Dazu kommen weitere Parteien wie die (F)DDP, Zentrum, SPD die zunächst eine 
sozialistische Arbeiterpartei war. Diese wandelte sich in eine sozialdemokratische Volkspartei 
um usw. Es kommt unweigerlich der Verdacht auf, als wenn alle gleichermaßen ein und 
denselben politischen Sondermüll beibehielten. Denn alle halten an einer BRD fest, die 
überhaupt nicht existenzberechtigt ist. Wenn man die Aussage demokratisch unter die Lupe 
nimmt, kann man das bis zum Wort „Nationale“ zurückverfolgen. Soziale ist von Sozial - ismus 
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abgeleitet, also spielen wir doch einfach einmal ein bisschen mit den Buchstaben D = N dieser 
angeblichen Volksparteien.  

 
 

Zum Schein stellt man sich sogar an die Spitze antifaschistisch-demokratischer Ziele/ bzw. 
Bestrebungen, entschärfte und verfälschte verschiedene Forderungen, propagierte untaugliche 
Mittel und alleinseligmachende Wege, um politische Frontstellungen aufzureißen und einen 
Zusammenschluss des Volkes zu vereiteln. Man stellte wirkliche oder scheinbare Hindernisse 
heraus, die einer Verwirklichung von Programmforderungen entgegenstanden und produzierte 
Schwierigkeiten. Das “Ahlener Programm” war also nichts als ein Trick der bisherigen 
Machthaber. Von daher ist es völlig unangebracht, den heutigen Kumpanen der Filbingers, 
Oettingers usw. dieses “Programm” mit moralisch erhobenem Zeigefinger unter die Nase zu 
reiben - die haben höchstens eine “klammheimliche Freude” über so viel Naivität.  
Die von Franz Josef Strauß gegründete CSU macht auch heute keinen Hehl aus ihrer Nazizeit 
Quelle: http://www.gavagai.de/HHD111.htm 
 
In diesem Zusammenhang greifen wir auch Art. 20 dieses GG und das mit Verweis auf die 
getätigte Aussage des Dr. Lammert in dem Geleitwort des GG Stand Jan. 2007 auf. 
 
Im Auszug steht geschrieben … unbestrittene Grundlage der politischen Verfassung, demzufolge 
handelt es sich hierbei um ein sich selbst gegebenes Ermächtigungsgesetz das weder mit der Gebiets 
Verfassung oder der deutschen Verfassung gleichgesetzt werden kann. Dieses beweist auch der 
entschlüsselte Art. 20. 
 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 
 

Im Widerspruch steht hierbei schon die doppelt getätigte Aussage Bundes, dazu kommt die 
Aussage Deutschland und sozial (er). Sozial kommt nicht nur von Sozialismus sondern wird 
schon mit Aussage Republik (Gemeinsinn und Gemeinwohl) zum Ausdruck gebracht. Nach der 
UN Note A 45/567 lautet die Aussage seit dem 03. Okt. 1990: 
 

(1) Die Bundesrepublik „Deutschland“ 
 
In der dazu gehörenden korrekten Erweiterung steht seit diesem Tage zwar nicht öffentlich, 
aber zweifelsfrei anhand der tatsächlichen Gegebenheiten nachweisbar, nicht sichtbar 
geschrieben: 
 

http://www.gavagai.de/HHD111.htm
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(1) Die 1Bundesrepublik „Deutschland“ bedeutet das Deutsche Reich wie es am 31. 
Dezember 1937 bestanden hat und ist ein „demokratischer“ = Nationaler (und) „sozialer“ 
= sozialistischer  2Bundesstaat. 
 
Sie sollten schon in den folgenden Link zwecks Erinnerung einmal hereinschauen. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsches_Reich_1933_bis_1945  
 
 
1Bundesrepublik  bedeutet:  regulär Volks- Republik stattdessen wurde daraus die 
Deutsche Republik und  
2Bundesstaat bedeutet: Reich, Obrigkeit, Führerschaft, Einwirkung, Machtstellung,  Allmacht, 
Einflussnahme, Geltungssucht, System, Diktatur, Machtposition, Regime, Gewalt, Willkür usw. 
 
Suchen Sie sich selber das passende dazu aus. 
 
Wie vorab schon gezeigt wurde, tritt das Besatzungsrecht außer Kraft, ist die BRD erloschen. 
Also muss man alles daransetzen, dass dieses auch aufrecht erhalten bleibt. Ein 
Zusammenschluss des deutschen Volkes konnte seit dem 23.05.1949 nicht mehr stattfinden 
denn die BRD ist im Verhältnis zu Deutschland Ausland, in diesem Zusammenhang muss auch 
alles darangesetzt werden dass es so bleibt, denn nur so können sich diese Politakteure 
gegenseitig die Macht zuschanzen und aufrecht erhalten. Die Abrechnung mit dem Volke dürfte 
heftig werden. Denn man hat schon frühzeitig angefangen sich einen eigenen Staat zu kreieren 
und hat zügig alles außer Kraft gesetzt was ggfs. auf die deutsche Verfassung verweisen könnte. 
Das fehlende deutsche Oberstgericht u. d. Oberstaatsanwaltschaft konnte genauso wieder 
gefunden werden.  
 
Art. 63. // 49er DV, Obersten Gerichtshofes der Republik und des Obersten Staatsanwaltes. Das 
Deutsche Obergericht u. die Oberstaatsanwaltschaft, eingesetzt durch die Amerikaner für 
Westdeutschland in Köln wurden durch die Verordnung:  
 
Obergericht - Nr. 46 vom 08.11.1950, Seite 731  
kurzerhand außer Kraft gesetzt und auf Bundes Reichs-Gerichte übergeleitet.  
 
Nr. 17 vom 16.04.1951, Seite 243  
Im Zuge dessen wurde ein untergeordnetes Bundes Reichs-Verfassungsgericht auf den Weg 
gebracht.  
 
Nr. 20 vom 05.05.1951, Seite 288  
Der Sitz dieses Bundes Reichs-Verfassungsgericht ist vorläufig in Karlsruhe zuhause.  
  
Nr. 20 vom 05.05.1951, Seite 289  
Verordnung zur Überleitung der beim deutschen Obergericht anhängigen Verfahren im 
vereinigten Wirtschaftsgebiet.  
 
Nun fehlt immer noch eine BKM die wir selbst bei intensiver Suche nicht finden konnten. Die 
Webseite des „BVG“ Die Bibliothek des Bundes (?) Verfassungsgerichts wurde 1951 mit der 
Konstituierung des Bundes (?) Verfassungsgerichts gegründet. Dass das sogenannte „BVG“ 
seinen vorläufigen Sitz in Karlsruhe haben soll, wurde zur Kenntnis genommen, nur die dazu 
gehörende konstituierende Bekanntmachung fehlt, dass dieses Gericht wie auch immer 
Gültigkeit erlangt haben will.  
Also handelt es sich hierbei schon um ein, dem Volke politisch oktroyiertes Schein-Gericht 
dessen Urteile keinerlei Bedeutung besitzen können. Demzufolge kann es sich dabei nur um 
Thesen „Behauptung, Doktrin, Feststellung, Hypothese, Lehrmeinung, Theorie, Annahme“ 
handeln, deren Inhalt, wie die BRD selber, keine Gültigkeit besitzen kann. So sehen auch die 

http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsches_Reich_1933_bis_1945
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„Schein-Urteile“ aus: schwammig, mehrdeutig und unbestimmt. Da die Gebiets Verfassung 
(12.05.1949) nicht in Kraft ist, besitzen Urteile der Gerichte keine Gültigkeit. Denn das Staats-
/Landesrecht hat grundsätzlich Vorrang gegenüber allem anderen. Somit haben sich die 
Politmanipulatoren aller Parteien über alle Bestimmungen nicht nur hinweg gesetzt, sondern 
versuchen illegal untergeordnetes Recht, das nur deren eigenen Zwecken dient, gegen das 
deutsche Volk durchzusetzen.  
 

 
 

Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern 
 
Artikel 118  
Ein vierter Vorbehalt bezieht sich auf die Artikel 29 und 118 und die allgemeinen Fragen der 
Neufestsetzung der Ländergrenzen. Abgesehen von Württemberg-Baden und Hohenzollern hat 
sich unsere Haltung in dieser Frage, seitdem wir die Angelegenheit mit Ihnen am 2. März 
besprochen haben, nicht geändert. Sofern nicht die Hohen Kommissare einstimmig eine 
Änderung dieser Haltung beschließen, sollen die, in den genannten Artikeln festgelegten 
Befugnisse, nicht ausgeübt werden und die Grenzen aller Länder mit Ausnahme von 
Württemberg-Baden und Hohenzollern bis zum Zeitpunkt des Friedensvertrages, so wie sie jetzt 
festgelegt sind, bestehen bleiben. Bei einer Überprüfung der Landesverfassungen fanden wir 
dazu noch:  
 
Artikel 1.  
Die Freie und Hansestadt Hamburg ist ein Land der Bundes- (?) -republik Deutschland.  
Artikel 1.  
Nordrhein-Westfalen ist ein Gliedstaat der Bundes- (?) -republik Deutschland.  
Artikel 1  
Das Land Niedersachsen […] ist ein Land der Bundes- (?) -republik Deutschland.  
Artikel 23 (1)  
Das Land Baden-Württemberg ist ein republikanischer (?), demokratischer und sozialer 
Rechtsstaat.  

 
Im Auszug: 
(2) Das Land ist ein Glied der Bundes- (?) -republik Deutschland  
http://www.verfassungen.de/de/bw/bw53-index.htm  
 
In der heutigen Analogie dazu kann man direkt auf  Stuttgart 21, Castor Transporte und vielerlei 
andere Dinge verweisen. 
 
„Deutschland als Ganzes“ Ist jetzt schon in vier Teile zerlegt worden:  
Einerseits in die BRD die das III. NS Reich darstellt, West- Deutschland, Mittel- und Ost- 
Deutschland. Ein „Land“ besser Tochter Baden-Württemberg gibt es nur in der BRD, aber nicht 
in Deutschland. 

 
 
Eine Zusammenfassung der Bekanntmachungen aus dieser Zeit, die bis in die unsrigere reicht 
finden Sie hier:  

1949 – 2010 ca. 100 MB  
http://staat-deutschland.de/88/bundesgesetzblaetter.zip 

 
 
 
 

http://www.verfassungen.de/de/bw/bw53-index.htm
http://staat-deutschland.de/88/Bundesgesetzblätter.zip
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Staat:      

Deutschland „DR“
 

Gültig seit dem 08.05.1945 
 
Staatsangehörigkeit:   Deutschland 
Nationalität:    Deutsche  
Staatsgewalt:    Demokratisch -/- Volk 
Staatsform:     Republik  
Status     Land -/- Länder Gültig  
Demokratische Verfassung:     Gültig  seit dem 30.05.1949 

 
Westdeutschland: 
 
Die Deutsche Volks Republik von  Deutschland 
Staatsangehörigkeit:   Deutschland 
Nationalität:           >> Deutsche  
Staatsgewalt:           >> Deutsche Volk   >>  Art. 144.1 GV „Drei Mächte“ 
Staatsform:            >> Republik  
Status     Gebiete   
Gebiets Verfassung:   12.05.1949  Nicht in Kraft [Besatzungsrecht] 
 
Mitteldeutschland: 
 
Staatsangehörigkeit:   Deutschland 
Nationalität:    Deutsche  
Staatsgewalt:    Demokratisch 
Staatsform:     Republik  
Status     Länder   
Verfassung:    In Kraft 07.10.1949 / erloschen am  23. Juli 1952 
 
 

Ungültig 
 

Staat:      III. Deutsches Reich  Bundesstaat 
Nationalität:    Deutsche    Deutsch 
Staatsform:     Republik „Deutschland“ Republik „Deutschland“ 
Staatsangehörigkeit:   Deutsches Reich  unbekannt 
Staatsgewalt:    Parteien   Parteien 
Verfassung:    „Weimarer Verfassung“ Grundgesetz 
Status     31.12.1937   23.05.1949 ungültig 
 
Bundesstaat bedeutet: 
Reich, Obrigkeit, Führerschaft, Einwirkung, Machtstellung, Allmacht, Einflussnahme, 
Geltungssucht, System, Diktatur, Regime, Gewalt, Willkür. 
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Gebiete oder Länder 
 
Im Verlaufe der Zeit mussten wir feststellen, dass man zwischen Gebieten und Ländern nicht 
unterscheidet, sondern beides kurzerhand gleichsetzt. Das ist ein grober Fehler. Ein Land kann 
geteilt werden, daraus entstehen dann Gebiete. Ein Beispiel:  

Aufgrund seiner Größe ist es unübersichtlich, nicht wirtschaftlich und besitzt kaum 
Produktivität.  
 
Ein 1.000 ha Land Lagerhaus 25.000qm  

 
 

 Dasselbe können Sie sich auch als großes Lagerhaus vorstellen, 
Sie haben viel Platz und stellen diesen voll. Sie kennen bestimmt 
den Spruch „Wer Ordnung hält ist nur zu Faul zum suchen“. Eine 
derartige Lagerhaltung ist nicht wirtschaftlich und besitzt kaum 
Produktivität.  

 
Um dieses allgemeine Problem zu Lösen geht man dazu über und unterteilt das Land -/- 
Lagerhaus in Zonen, Gebiete, Regierungsbezirke.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Land - /- Lagerhaus wurde in vier Gebiete, Zonen, Regierungsbezirke unterteilt, das Land -/- 
Lagerhaus selber ist davon nicht betroffen, es bleibt in seiner ursprünglichen Größe 
unbeschadet. Die Wirtschaftlichkeit wird dadurch hergestellt und die dazu gehörende 
Produktivität steigt. Das nennt man auch Logistik. Nun waren sich die „Vier Mächte“ uneins in 
Bezug auf Deutschland und „Deutschland als Ganzes“. Ostdeutschland wurde als besetztes Gebiet 
unter polnische und sowjetische Verwaltung gestellt, übrig blieb Zentral Deutschland, aber auch 
hier war man sich nicht einig. Also wurde das Zentral Land -/- Lagerhaus innerdeutsch erneut 
unterteilt und damit man sich nicht in die Quere kommt, wurde das Zentral Land einerseits in 
Gebiete und andererseits in Länder aufgeteilt. Das eine ist somit ein Gebiet das vom ganzen 
Lande abstammt und das andere besteht aus Ländern die zu dem ganzen Lande gehören.  

 

 
 

 
 

Das Gebiet ist immer von dem Staat und das Land/die Länder gehören zu dem Staat. 
 

Ein 1.000 ha 
Land 

 
Lagerhaus 
25.000qm 

 
Ein 1.000 ha 

Land 
 

Lagerhaus 
25.000qm 
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Die Deutsche Demokratische Republik 
 
Verfassung:  
In Kraft 07.10.1949 / erloschen am 23. Juli 1952 Die Aussage ist korrekt, denn dieses steht im 
Zusammenhang mit den sogenannten „Stalin Noten“. Am 10. März 1952 bot Josef Stalin den 
Westmächten (Frankreich, Großbritannien, USA) in einer Note Verhandlungen über die 
Wiedervereinigung und Neutralisierung Deutschlands an. Diese Note und die Erwiderungen 
Stalins auf die Antworten der Westmächte werden als Stalin-Noten bezeichnet. Die 
ursprüngliche Deutsche Demokratische Republik hat die Verfassung vom 30.05.1949 
übernommen. In Art. 1 steht hier: Deutschland. In Analogie zur BRD baut sich die DDR auf ihren 
5 Ländern auf. Werden diese außer Kraft gesetzt, ist auch die ursprüngliche DDR vom 
07.10.1949  erloschen. Es bleibt somit nur noch das ganze Land der „DDR“ übrig. Mit dieser 
Außerkraftsetzung wurden die 5 deutschen Gliedstaaten/Länder wieder zu Deutschland 
zurückgegliedert. Am 23. Juli 1952 trat der tatsächliche Rechtszustand vom 30.05.1949 wieder 
in Kraft. Andererseits ist die geforderte Gebietsverfassung nicht in Kraft getreten, die BRD selber 
wird von den „Drei Mächten“ nicht anerkannt, übrig bleibt somit eine (Bundesrepublik) die 
deutsche Volksrepublik nach: Artikel 30 GV 12.05.1949  
 
Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache 
der Länder Deutschlands: Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern, soweit diese Verfassung keine andere Regelung trifft oder 
zulässt.  
 
Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen („Überleitungsvertrag“) 
Erster Teil ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN Im Auszug:  
 
Artikel 1 Die Organe der Bundesrepublik = deutsche Volks Republik (Analog dazu Deutsche 
Republik) und der Länder sind gemäß ihrer im Grundgesetz (Verfassung) festgelegten 
Zuständigkeit befugt, von den Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben 
oder zu ändern,  
 sofern im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
 den Drei Mächten oder in den in dessen Artikel 8 aufgeführten Zusatzverträgen nichts 
 anderes bestimmt ist. Bis zu einer solchen Aufhebung oder Änderung bleiben von den 
 Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften in Kraft. Vom Kontrollrat erlassene 
 Rechtsvorschriften dürfen weder aufgehoben noch geändert werden.  
 
(2) Die Drei Mächte übertragen hiermit auf die Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und 
deren Länder das Recht, nach jeweiliger Konsultation mit den Drei Mächten die 
Rechtsvorschriften des Kontrollrats innerhalb des Bundes [Deutschen] Gebietes [12.05.1949] 
außer Kraft zu setzen,  
 
Wir können jetzt schon feststellen, dass es sich bei dem Überleitungsvertrag in Bezug auf 
Deutschland um zwei Verträge in einem handelt. Die Alliierten unterscheiden zwischen einer 
Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und Bundesrepublik Deutschland, dem einen wird 
das Recht zugesprochen dem anderen aberkannt.  
 
Zu dem Überleitungsvertrag gehört der Deutschland-Vertrag. Interessant ist nur Art. 7.2 Bis zum 
Abschluss der friedensvertraglichen Regelung werden die Unterzeichnerstaaten 
zusammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein 
wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung [30.05.1949], 
ähnlich wie die Bundesrepublik = deutsche Volks Republik [12.05.1949], besitzt und das in die 
europäische Gemeinschaft integriert ist. Wir kennen jetzt zwei mögliche Rechtszustände, der 
eine ist die Gebiets Verfassung, die dem deutschen Volke vorenthalten wurde: [..2..] Indem wir 
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die Verfassung genehmigen, damit sie gemäß Artikel 144 (1) dem deutschen Volke zur 
Ratifizierung unterbreitet werde. „Drei Mächte“ Schreiben vom 12.05.1949. und auf der anderen 
Seite gibt es die demokratische Verfassung für ganz Deutschland vom 30.05.1949.  
 
Adenauer war der Meinung, dass eine Wiedervereinigung unter den gegebenen Umständen 
nicht möglich war. Daher strebte er die (west-) europäische Einigung an, einschließlich in 
militärischen Fragen. Die Bundesrepublik Deutschland solle eine Armee erhalten, die in eine 
westliche Gesamtstreitmacht zu integrieren sei. Das wurde erst mit der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) versucht. Die EVG-Verträge wurden nach Ablehnung der 
Stalin-Noten durch Adenauer wie geplant im Mai 1952 unterzeichnet, allerdings danach nicht 
vom französischen Parlament ratifiziert. Es ging inhaltlich nur darum, inwieweit gemeinsame 
Wahlen abgehalten werden können. Dazu bedarf es entweder des einen oder anderen 
Rechtszustandes. In diesem Rahmen wurde auch ein Volksentscheid im Land „DDR“ einberufen.  
 

 
 
 
Nach diesem erneuten Vorstoß der ehem. Sowjetunion über die DDR, verlangte Adenauer die 
Wiederherstellung des Deutschen Reiches, ein Ansinnen das die „Drei Mächte“ mit Verweis auf 
die UN Charta und der dazugehörenden Feindliste zurückwiesen. Wie vorab schon 
nachgewiesen, existiert diese BRD nicht. Wird das Besatzungsstatut aufgehoben erlischt SHAEF 
und die BRD, die sich darüber aufgebaut hat gleich mit. Im Auszug:  
1955 wurde das Staatswappen der neuen DDR auf den Weg gebracht.  
 

 
Damit wurden alle Bemühungen als gescheitert angesehen und der innerdeutschen Teilung 
wurde dadurch Vorschub geleistet. Im Dezember1958 wurde die Auflösung der 
„Länderkammer“, die bis dato nur noch sporadisch existierte, durch die Deutsche Demokratische 
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Republik endgültig beschlossen. Erst am 9. April 1968 wurde die neue Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik in Kraft gesetzt. 
Art. 1. Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat deutscher Nation. Sie ist 
die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung 
der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei den Sozialismus verwirklichen. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Sowjetische_Verfassung_von_1936 
  
Am 9. April 1968 ist somit die eigentliche s-DDR entstanden. Diese werden wir unter 1990 
wieder finden.  
 
Am 18.09.1973 haben die vier Alliierten den letzten Versuch gestartet diesen unseligen Zustand 
zu beenden, indem beide Besatzungsgebiete „BRD“ und die 68er DDR Mitglied in die vereinen 
Nationen wurden, auch dieser Versuch war vergebens.  
 
Am 7. Oktober 1974 wurde das Gesetz zur Ergänzung und Änderung der tatsächlichen 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik auf den Weg gebracht.  
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://de.wikipedia.org/wiki/Sowjetische_Verfassung_von_1936
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1952/54 
 

Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 
(„Überleitungsvertrag“) 

 
Erster Teil ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 
Artikel 1 
Die Organe der Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und der Länder [Art. 30 GV S. 7] 
sind gemäß ihrer im Grundgesetz Verfassung festgelegten Zuständigkeit befugt, von den 
Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu ändern,  

 
sofern im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

den Drei Mächten oder in den in dessen Artikel 8 aufgeführten Zusatzverträgen nichts 

anderes bestimmt ist. Bis zu einer solchen Aufhebung oder Änderung bleiben von den 

Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften in Kraft. Vom Kontrollrat erlassene 

Rechtsvorschriften dürfen weder aufgehoben noch geändert werden. 

 
Rechtsvorschriften, durch welche die vorläufigen Grenzen der Bundesrepublik = deutsche 
Volks Republik und der Länder [Art. 30 GV S. 7]  festgelegt worden sind, oder die nach anderen 
Bestimmungen des Vertrags über die Beziehungen der  
 

Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten oder der Zusatzverträge in Kraft 

bleiben, dürfen nur mit Zustimmung der Drei Mächte geändert oder aufgehoben werden. 

 
(2) Die Drei Mächte übertragen hiermit auf die Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und 
der Länder [Art. 30 GV S. 7] das Recht, nach jeweiliger Konsultation mit den Drei Mächten die 
Rechtsvorschriften des Kontrollrats innerhalb des Bundesgebietes außer Wirksamkeit zu 
setzen,  
 

die nicht nach anderen Bestimmungen des Vertrags über die Beziehungen zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten oder der Zusatzverträge oder auf 

Verlangen der Drei Mächte in Ausübung ihrer Rechte hinsichtlich Berlins und 

Deutschlands als Ganzem, einschließlich der Wiedervereinigung Deutschlands und einer 

Friedensregelung, auf die im Vertrage über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und den Drei Mächten Bezug genommen ist, in Kraft bleiben, und die in einer 

Mitteilung im Namen der Regierungen der Drei Mächte an den Bundeskanzler vom Tage 

der Unterzeichnung dieses Vertrags aufgeführt sind. 

 
(3) Der in diesem Vertrag verwendete Ausdruck „Rechtsvorschriften“ umfasst Proklamationen, 
Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen (mit Ausnahme gerichtlicher Entscheidungen), 
Direktiven, Durchführungsbestimmungen, Anordnungen, Genehmigungen oder sonstige 
Vorschriften ähnlicher Art, die amtlich veröffentlicht worden sind. Die Bezugnahme auf eine 
einzelne Rechtsvorschrift schließt alle und jeden ihrer Teile, einschließlich der Präambel, ein, 
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 
 
(4) Die amtlichen Texte der in diesem Artikel erwähnten Rechtsvorschriften sind diejenigen 
Texte, die zur Zeit des Erlasses maßgebend waren. 12.05.1949 
 
1955 wurden von dem französischen Parlament die Verträge ratifiziert, wobei auch 
gleichzeitig die Staatlichkeit Deutschlands dadurch mit anerkannt war. Im Gegenzug 
bestätigte die ehem. Sowjetunion dieses. Nutznießer daraus war das Land „DDR“ dem 
dadurch die Staatlichkeit mit verliehen wurde.  
Bundesrepublik „Deutschland“ Status: 23.05.1949 / Gebiete und Länder / Besetzt  
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SAARLAND 
 
Das beste Beispiel der Handlungsunfähigkeit der BRD ist das Saarland. Im Rahmen des 
Deutschlandvertrages wurde das Saarland durch das französische Protektorat 1956 nicht ohne 
Grund zu Deutschland zurückgegliedert und gehört somit auch nicht zu der [Bundesrepublik 
Deutschland] und der Deutschen Volks Republik (12.05.1949).  
Auch hier ein weiterer Versuch der Alliierten die BRD zu Fall zubringen. Nun hatte Adenauer 
und seine „Gefolgsleute“ schon ein weiteres deftiges Problem, denn das Saarland hatte sich zu 
einem Beitritt des „Grundgesetzes“ gemäß Art. 23 ausgesprochen. Wie will man zu etwas 
beitreten das nicht existiert und im Verhältnis zu Deutschland auch noch Ausland darstellt. Es 
gab nur zwei Möglichkeiten, entweder die Gebietsverfassung (12.05.1949) dem deutschen Volke 
vorzulegen oder in Deutschland (30.05.1949) unterzugehen. [..2..] Indem wir die Verfassung 
genehmigen, damit sie gemäß Artikel 144 (1) dem deutschen Volke zur Ratifizierung 
unterbreitet werde. Im Auszug: Rechtsvorschriften, durch welche die vorläufigen Grenzen der 
Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und der Länder [Art. 30 GV S. 7] festgelegt worden 
sind, oder die nach anderen Bestimmungen des Vertrags über die Beziehungen der … 
Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten oder der Zusatzverträge in Kraft bleiben, 
dürfen nur mit Zustimmung der Drei Mächte geändert oder aufgehoben werden. Ungeachtet 
jeglicher Bestimmungen:  

 
 
Wurde aus dem Saarland ein Land der BRD gemacht. 
 
Mit Wirkung vom 01.12.2010 gehört das Saarland nicht mehr zu dieser BRD. 
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Handelsregisterverordnung ?? 
 

Die dazugehörende ursprüngliche Fassung stammt vom 12. August 1937 (RMBl. S. 515) – 
„GERMANY“ UN Note A 45/567. Die letzte Änderung fand am 11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3688) 
statt. Was wir uns unter einem Handelsregister vorzustellen haben, brauchen wir doch nicht groß zu 
erläutern. Das hier erneut durch die BRD eine groß angelegte arglistige Täuschung (Betrug) begangen 
wird, wird erst offensichtlich wenn man sich den dazu gehörenden Ablauf weiter verfolgt und 
schlussendlich feststellt, das die Handelsregisterverordnung identisch ist mit dem Bundesgesetzblatt 
Art. 145 „GG gleich AGB“ der BRD. http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesgesetzblatt_(Deutschland) 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Reichsministerium_des_Innern
http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesgesetzblatt_(Deutschland)
https://www.handelsregister.de/rp_web/welcome.do?
http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesgesetzblatt_(Deutschland)
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So sieht das Bundes-Figuren-Kabinett zu der Handelsregisterverordnung aus. 
 
Haben Gesetze und Verordnungen aus dem Ausland in Deutschland Gültigkeit?  
Mit Sicherheit nicht … Was wählen Sie, den Bundes-/ Reichstag oder Parteien. Letzteres 
natürlich. Das  sind aber keine Volksvertreter, sie können immer nur sich selber und die 
Interessen ihrer Partei vertreten, dabei bleibt das deutsche Volk auf der Strecke. Darüber hinaus 
ist das, was sich „Bundestag“ nennt so auch nicht ganz richtig, Aufschluss gibt uns auch hier 
wieder das Genehmigungsschreiben der „Drei Mächte“ vom 12.05.1949. 
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vom 12. Mai 1949  
 

Herrn Dr. Konrad Adenauer Präsident des Parlamentarischen Rates Im Auszug:  
 
2. Indem wir die Verfassung genehmigen, damit sie gemäß Artikel 144 (1) dem deutschen 
Volke zur Ratifizierung unterbreitet werde.  
 
10. Nach Vollendung seiner letzten Aufgabe, wie sie in Artikel 145, Absatz 1, festgelegt ist, 
wird der Parlamentarische Rat aufgelöst….  
 
Frankfurt, den 12. Mai 1949 B. H. Robertson General Militärgouverneur - Britische Zone 
Pierre Koenig General d’Armee - Militärgouverneur - Französische Zone Lucius D. Clay 
General, US Army - Militärgouverneur - Amerikanische Zone  
 
Artikel 144 Diese Verfassung bedarf der Annahme durch das deutsche Volk in zwei Dritteln 
der deutschen Länder, in denen es zunächst gelten soll.  
 
http://www.staat-deutschland.de/downloads/schreiben-der-auenminister-der-westmaechte-an-.pdf 
 

In der Analogie dazu: 
Artikel 144 [Annahme des Grundgesetzes – Berlin ]  
(1) Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volksvertretungen (?) in zwei Dritteln 
der deutschen Länder, in denen es zunächst gelten soll.  
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949. Der Parlamentarische 
Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung festgestellt, dass das am 8. 
Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland in der Woche vom 16. bis 22.Mai 1949 durch die 
Volksvertretungen von mehr als zwei Dritteln (?) der beteiligten deutschen Länder 
angenommen worden ist. Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, 
vertreten durch seine Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet. Das 
Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel 145 Abs. 3 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht.  
 
Dieser Kontext ist jedem dieser „GG“ vorangestellt. Der Parlamentarische Rat hat somit ein 
Grundgesetz statt einer Verfassung veröffentlicht.  Dieses GG wurde durch die 
Volksvertretungen (Parteien) die sich schon in den Landesparlamenten ein geigelt hatten, 
entgegen der Bestimmung der Alliierten, ratifiziert. Aufgrund dessen, dass die genehmigte, 
tatsächliche Verfassung vom 12.05.1949 dem deutschen Volke zur Annahme durch 
Volksentscheid vorenthalten wird, ist der  Parlamentarischer Rat, wie von den Alliierten 
gefordert, somit zu keiner Zeit außer Kraft getreten.  
 
Sie wählen wie vorab erklärt, Parteien in einen Bundes- / Reichstag, der sich gleichstellt mit 
dem Parlamentarischen Rat. In der Analogie dazu erklären sich diese Politakteure aller 
Parteien somit zu einem Parlamentarischen Bundestag der angeblich auch gleichzeitig die 
verfassungsgebende Gewalt auch in Deutschland darstellen will. 
 
Wie muss man das nun verstehen: Egal was vor 1990 beschlossen wurde, läuft die 
Geschichte über mehrere Ecken. 
 
 

http://www.staat-deutschland.de/downloads/schreiben-der-auenminister-der-westmaechte-an-.pdf
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12.05.1949  23.05.1949  Parlamentarischen Rat  
„Drei Mächte“ 

Deutschland 
1952/54 Überleitungsvertrag 

 
01.12.1956 Parlamentarischer Bundestag 
     

 
 
 
Der tatsächliche Rechtsstatus ist der des 12.05.1949, der „Drei Mächte“ [Besatzungsstatut und 
die Verfassung ist nicht in Kraft] von dort wird dieses auf den 23.05.1949 [PR] übergeleitet und 
über den Überleitungsvertrag von 1952/54 in der „BRD“ am 29.12.1956 bekannt gegeben. Hier 
finden Sie einige der sogenannten Parlamentarier: 
http://books.google.de/books?id=WlQf8TNzUrcC&pg=PR13&lpg=PR13&dq=Parlamentarischer+Bundestag&source=bl&ots=I06Y1fnk8Y&sig=HTt8k7ayq_VGZrh
m0qBlxArOecI&hl=de&ei=toHtTKbnFMrMswbWrojxDg&sa=X&oi=book_result&ct=result&resnum=7&ved=0CDkQ6AewBjgK#v=onepage&q&f=false 

 
Natürlich stellt sich hierbei Frage, warum lassen die Alliierten das überhaupt zu? Es geht nicht 
anders. Denn mit dem 08.05.1945 trat Deutschland schon staatsrechtlich auf und war 
gleichzeitig durch die Überleitung des Versailler Friedensvertrages im Völkerbund, der Jan. 1946 
seinen Dienst einstellte und in die vereinten Nationen überging, das neue Deutschland wurde 
somit vertreten durch die Alliierten. Mit Wirkung vom 30.05.1949 war mit der vorläufigen 
demokratischen Verfassung für ganz Deutschland die Staatlichkeit wieder hergestellt. Die 
getätigte Aussage kein Besatzungsstatut ist damit auch korrekt. Denn das Land (08.05.1945) 
wird nicht besetzt gehalten, sondern nur das Gebiet von Deutschland „DR“. Deutschland hat 
somit keinen Krieg geführt und schließt nahtlos an das Zeitgeschehen an und ist auch der daraus 
resultierende, legale Rechtsnachfolger. Dem ganzen hat sich die rechtswidrige BRD damit 
entzogen. Mit der Begründung, dass das III. Reich so wie dieses am 31.12.1937 bestanden hat, zu 
keiner Zeit Krieg geführt hätte und macht sich, wie auf Seite 9 nachgewiesen, im Gegensatz dazu 
die Militärgesetzgebung zu eigen. Fällt das Besatzungsstatut weg ist die BRD gleichsam 
Geschichte. Also muss das verhindert werden, egal wie. Die „Vier Mächte“ können und werden in 
den souveränen Staat Deutschland nicht militärisch eingreifen, außer es ist der Wunsch des 
deutschen Volkes. Sie halten nur das übergeleitete, besetzte Reichsgebiet und somit deutsches 
Hoheitsgebiet besetzt, aber nicht unser Land. Im Verlaufe von über 30 Jahren haben die vier 
Alliierten immer und immer wieder Dokumente und Schriftsätze freigegeben, so dass das 
deutsche Volk, die deutsche Frage stellen kann. Stattdessen tauchen immer wieder 
hervorragende „Dachdecker“ ohne Haus aus der Versenkung auf und erklären die BRD wäre 
ungültig und demzufolge wäre das Deutsche Reich wieder in Kraft getreten. 
 
Wie Sie selber bis hierher feststellen konnten, entspricht nichts davon der Wahrheit. Es ist eher 
umgekehrt der Fall dass diese vielen angeblichen Kommissarischen Reichsregierungen kurz 
„KRR“ den unseligen Zustand sogar noch mit aufrechterhalten und entgegen ihren 
Behauptungen sogar noch auf BRD Politiker und deren BRD BVG verweisen.  
 
Das ist nicht im Sinne der „vier Mächte“ und schon gar nicht im Sinne des gesamten deutschen 
Volkes. Um überhaupt über unser Land nachzudenken muss erst einmal dieser hochgradig, 
rechtswidrige Zustand, die „Firma“ BRD mit ihrer AGB an die sich so oder so niemand hält 
endgültig entfernt werden.  
 
Im Rahmen des Ganzen hatten die „Vier Alliierten“ schon im Vorfeld ab ca. 1951 die folgenden 
Merkmale zur Unterscheidung von was ist was zugrunde gelegt, denn wie Sie nun wissen, ist die 
in deutscher Sprache beschriebene Bundesrepublik Deutschland identisch mit der englischen 
Aussage. Die Mächte benutzen für die deutsche Volks Republik die Aussage deutsche 
Bundesrepublik, oder schreiben Bundesrepublik (Komma) Deutschland vielleicht ist Ihnen 

http://books.google.de/books?id=WlQf8TNzUrcC&pg=PR13&lpg=PR13&dq=Parlamentarischer+Bundestag&source=bl&ots=I06Y1fnk8Y&sig=HTt8k7ayq_VGZrhm0qBlxArOecI&hl=de&ei=toHtTKbnFMrMswbWrojxDg&sa=X&oi=book_result&ct=result&resnum=7&ved=0CDkQ6AEwBjgK#v=onepage&q&f=false
http://books.google.de/books?id=WlQf8TNzUrcC&pg=PR13&lpg=PR13&dq=Parlamentarischer+Bundestag&source=bl&ots=I06Y1fnk8Y&sig=HTt8k7ayq_VGZrhm0qBlxArOecI&hl=de&ei=toHtTKbnFMrMswbWrojxDg&sa=X&oi=book_result&ct=result&resnum=7&ved=0CDkQ6AEwBjgK#v=onepage&q&f=false
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derartiges schon einmal aufgefallen, hier hat somit kein Fehlerteufel zugeschlagen sondern das 
ist beabsichtigt. Die >>Bundesrepublik Deutschland<< wird dahingehend voll ausgeschrieben 
oder mit „BRD“ in Kurzform und in Anführungszeichen belegt. 
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Enttarnung 1990  
 

Nun ist es ein Einfaches zu erklären was die Polithasardeure aller Parteien zu Lasten des 
gesamten deutschen Volkes erneut gemacht haben. 
 
Das wesentliche im Auszug:  
 
S. 1068 Teil 1 v. 12.06.1990 "drei Mächte" und Berlin  
Am 01.07.1990 trat der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialvertrag mit der zu dieser Zeit noch 
68er DDR in Kraft.  
 
Am 04.07.1990 trat man erneut zusammen um einen Staatsvertrag über den möglichen Beitritt 
der 68er DDR zu verhandeln. Im Rahmen dessen, „man sei schließlich unter Freunden“, wurde 
daraus der rechtswidrige Einigungsvertrag. Eine Endlosschleife, einmal in Gang gesetzt, beginnt 
diese immer wieder aufs Neue.  
 
Am 17.07.1990 traten die vier Außenminister der Alliierten im Rahmen der 2+4 Gespräche mit 
den Vertretern der BRD/DDR in Bezug auf Deutschland zusammen. Es gibt nur zwei 
Möglichkeiten: Entweder wird der Rechtszustand vom 12.05.1949 am Tage der Vereinigung 
wieder hergestellt, das bedeutet die Gebiets Verfassung ist nach Art. 144.1 dem deutschen Volke 
zur Ratifizierung vorzulegen, dieses beweist auch die BKM vom 12.06.1990, denn die „Drei 
Mächte“ nehmen wie vorab schon mehrfach erläutert nur Bezug auf den 12.05.1949. Oder die 
68er DDR Verfassung wird mit der Ratifizierung des 2+4 Vertrages am Tage der Vereinigung 
außer Kraft gesetzt und, dadurch wird der Rechtszustand vom 30.05.1949 wiederhergestellt.  
 
Am 22.07.1990 wurde das Verfassungsänderungs- und Ländereinführungsgesetz der 68er DDR 
bekannt gegeben, demnach sollten in der „DDR“ am 14.10.1990 Länder wieder in Kraft gesetzt 
werden, wobei die Wahlen gleichzeitig rechtswidrig als Volksentscheid gewertet werden sollten.  
 
Am 31.08.1990  wurde die „Endlosschleife“ der Einigungsvertrag unterzeichnet. 
 
Am 12.09.1990 wurde der 2+4 Vertrag in Bezug auf Deutschland zu Moskau unterzeichnet.  
 
Am 23.09.1990 wurde das Einigungsvertragsgesetz bekannt gegeben.  
 
Bush eröffnet KSZE-Konferenz An diesem Tag wollen die vier Siegermächte des Zweiten 
Weltkrieges ihre Rechte in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes suspendieren, so dass 
sich Deutschland am 3. Oktober praktisch in voller Souveränität vereinigen kann. 
Endgültig erlöschen diese Rechte mit der Ratifizierung des Zwei-plus-Vier-Vertrages. Die 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten soll am 3. Oktober der Weltorganisation durch den 
Bonner UNO-Botschafter Bräutigam notifiziert werden. Zuvor wird in der DDR von der 
Vollversammlung das Ende ihrer staatlichen Existenz bekanntgeben.  
 
Am 27.09.1990 erklärt die 68er DDR ihren Beitritt nach Art. 23 zur „Federal Republik of 
Germany“ und erklärt im Annex, dass das vereinte Deutschland nachdem Stand vom 18.09.1973 
weiterhin Mitglied in den Vereinten Nationen bliebe.  
 
Am 27./28.09.1990 wurde der Überleitungsvertrag teilsuspendiert.  
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Das wesentliche und wichtigste dazu: Erster Teil ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN Artikel 1  
 
Die Organe der Bundesrepublik = deutsche Volks Republik und der Länder [Art. 30 GV 
12.05.1949] sind gemäß ihrer im Grundgesetz/Verfassung festgelegten Zuständigkeit befugt, 
von den Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu ändern …  
 
… bis hierhin scheint noch alles in Ordnung zu sein, man tritt selber so oder so als 
parlamentarischer Bundestag -/- Rat auf. Man beabsichtigt also die Vereinigung nach der 
Gebiets Verfassung vom 12.05.1949 zu begehen.  
 
Dieses entspricht auch dem 2+4 Vertrag nach Art. 1 Abs. 4 und dem Deutschlandvertrag:  
… dass die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei Bestimmungen enthalten wird, die 
mit diesen Prinzipien unvereinbar sind. Dies gilt dementsprechend für die Bestimmungen, die in 
der Präambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesetzes für die 
>>Bundesrepublik Deutschland<< niedergelegt sind.  

 
 Am 03.10.1990 tätigte die „BRD“ folgenschwere Aussage: 

 

 
Die BRD Note an die UN A 45 567 Seite 2, Annex, erster Absatz letzter Satz. 

 
Zeitgleich tritt die Aussetzung der Vier Mächte Rechte und Verantwortlichkeiten nach Artikel 7.1 
des 2+4 Vertrages und der teilsuspendierte Überleitungsvertrag vom 27./28.09.1990 in Kraft. 
Nr. 38 S. 1331/32 Teil II v. 01./02. Oktober 1990 // teilsuspendierter Überleitungsvertrag 
 
 

   
 
 
Es steht mit Verweis auf Teil 1 u. Art. 1 des Ü-Vertrages nur Bundesrepublik mit ihren 
Ländern geschrieben, eine Bundesrepublik Deutschland so wie hier suggeriert wird, 
existiert nachweislich nicht. 
 

 

http://staat-deutschland.de/downloads/putsch-genscher.pdf
http://staat-deutschland.de/downloads/vier.pdf
http://staat-deutschland.de/downloads/06--27-28-september-90-ueberleitungsvertrag.pdf
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 Am 03.10.1990  
tätigte die „BRD“ folgende Aussage: 
 

 
Die BRD Note an die UN A 45 567 Seite 2, Annex, erster Absatz letzter Satz. 
 
Wörtlich steht geschrieben, ab dem Zeitpunkt der Wiedervereinigung tritt die Federal 
Republic of Germany [Alias = Deckname Bundesrepublik Deutschland] unter der 
Bezeichnung „Deutschland“ auf. 

 
 SHAEF Nr. 52 VII e 

„Deutschland“ bedeutet das Deutsche Reich wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat 
 
 
03.10.1990 UN Note BRD A 45/567 „ Germany” 
 
31.12.1937 Deutsches Reich „Deutschland“ – „drittes Reich“ 
 
23.05.1945 Reichspräsident Dönitz [NSDAP] 
23.05.1949 Grund- Gesetz Bundesrepublik Deutschland 
 
 Artikel 1 Länder 

(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes (vom 23.05.1949) am 3. 
Oktober 1990 werden die Länder Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen Länder der Bundesrepublik Deutschland. Für die Bildung und 
die Grenzen dieser Länder untereinander sind die Bestimmungen des Verfassungsgesetzes 
zur Bildung von Ländern in der Deutschen Demokratischen Republik vom 22. Juli 1990 - 
Ländereinführungsgesetz - (GBl. I Nr. 51 S. 955) gemäß Anlage II maßgebend. 
(2) Die 23 Bezirke von Berlin bilden das Land Berlin. 

 
 

23.09.1990 

  
 23.09.1990 
 Artikel 143 [Geltungsdauer von Abweichungen] 

(1) Recht in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet kann längstens bis zum 
31. Dezember 1992 von Bestimmungen dieses Grundgesetzes abweichen, soweit und solange 
infolge der unterschiedlichen Verhältnisse die völlige Anpassung an die grundgesetzliche 
Ordnung noch nicht erreicht werden kann. Abweichungen dürfen nicht gegen Artikel 19 Abs. 
2 verstoßen und müssen mit dem in Artikel 79 Abs. 3 genannten Grundsätzen vereinbar sein. 

 
 
 

http://staat-deutschland.de/downloads/putsch-genscher.pdf
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29.09.1990 
rückwirkende BKM vom 16.10.1990 das der Einigungsvertrag nach ihrem Artikel 7 in Kraft 
getreten sei.  

 
Artikel 7 Finanzverfassung die Endlosschleife 
(1) Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland wird auf das in Artikel 3 genannte 
Gebiet erstreckt, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

 

Artikel 143 [Geltungsdauer von Abweichungen] 
(1) Recht in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet kann längstens bis zum 
31. Dezember 1992 von Bestimmungen dieses Grundgesetzes abweichen, soweit und solange 
infolge der unterschiedlichen Verhältnisse die völlige Anpassung an die grundgesetzliche 
Ordnung noch nicht erreicht werden kann. Abweichungen dürfen nicht gegen Artikel 19 Abs. 
2 verstoßen und müssen mit dem in Artikel 79 Abs. 3 genannten Grundsätzen vereinbar sein. 

 
Artikel 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes 
Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1481), 
in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg Vorpommern, Sachsen, Sachsen Anhalt und 
Thüringen sowie in dem Teil des Landes Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus 
Artikel 4 ergebenden Änderungen in Kraft, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt 
ist. 

 
Artikel 4 Beitrittsbedingte Änderungen des Grundgesetzes 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland wird wie folgt geändert: 
1. Die Präambel wird wie folgt gefasst: 
2. Artikel 23 wird aufgehoben. 
5. In das Grundgesetz wird folgender neuer Artikel 143 eingefügt: 

  
Artikel 5 -/- 
Artikel 6 -/- 
 
Artikel 7 Finanzverfassung 
(1) Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland wird auf das in Artikel 3 genannte 
Gebiet erstreckt, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

 
 

03.10.1990 UN Note BRD A 45/567 „ Germany” 
  
 
 03.10.1990  
 Unterzeichnung der Ratifikationsurkunde nach Artikel 8 des 2+4 Vertrages in Bezug auf 
 Deutschland. 
 
 
Wir kennen nur zwei mögliche Rechtszustände, das ist einerseits die Gebiets Verfassung vom 
12.05.1949 die dem deutschen Volke zur Ratifizierung vorzulegen gewesen wäre, oder der 
tatsächliche Rechtszustand vom 30.05.1949 tritt automatisch in Kraft. 
Nun können wir erneut nach 1949, 1952/54, 1956, 1973 und 1990 feststellen, dass der 
Zusammenschluss des gesamten deutschen Volkes eindeutig durch hochkriminelle Politverbrechern 
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explizit der BRD vereitelt wurde.  Das dieser Zustand keinerlei Rechtsgültigkeit besitzen kann, dürfte 
mit Sicherheit jedem klar sein. 
 
 Ein paar weitere Parallelen dazu:  

Auszug Geleitwort (Grundgesetz Stand 2007) S. 7 von 100 Das ursprünglich provisorisch 
gemeinte Grundgesetz [.?.] ist  die unbestrittene Grundlage der politischen Verfassung. Die 
Aussage politische Verfassung ist gleichzusetzen mit einem politischen Ermächtigungsgesetz 
á la Adolf Hitler vom 23.03.1933. An diesem Tage beschloss der Reichsrat das Gesetz zur 
Behebung der Not von Volk und Reich, das der Regierung Hitler quasi diktatorische 
Vollmachten übertrug. Es diente nicht dazu, die Republik handlungsfähig zu machen, sondern 
um sie abzuschaffen.  
Die „Drei Mächte“ bemängeln in Ihrem Schreiben vom 12.05.1949 zweifelsfrei die Stärkung 
des Kanzlers auch hier finden wir eine erneute Parallele zu dieser politischen Verfassung vor, 
denn der Präsident selber ist nur eine Marionette seiner selbst, also überflüssig.  
 
Siehe dazu das jüngste Beispiel: 
Das Präsidium damit ist nicht der Präsident gemeint sondern das Präsidium der Partei und die 
Kanzlerin setzen mittels eines Moratoriums die Laufzeiten der AKW für 3 Monate außer 
Kraft, das ist politische Diktatur. Wobei 7 der Meiler so oder so nicht am Netz waren. Trotz 
überschüssiger Energie wird direkt erläutert, dass uns die zukünftige Energieversorgung 
teuer zu stehen kommen würde. 

 
Das die Wahlen zu den Länderparlamenten in Mitteldeutschland nach den Original Verfassungen 
der 5 Deutschen Glied- Staaten/Länder von 1946/47 getätigt und diese gleichzeitig rechtswidriger 
Weise als Volksentscheid gewertet wurden, mit dem der Beitritt zu dieser BRD bekundet worden 
sein soll, müsste eigentlich auch jedem bewusst sein. 
Siehe vorab S. 28 und Art. 143 dieser BRD AGB. 
 

In der Analogie dazu: 

 12.11.1933 wurde eine „Reichstagswahl“ mit NSDAP-Einheitsliste durchgeführt, in 
Verbindung mit einer „Volksabstimmung“ über den Austritt Deutschlands aus dem 
Völkerbund, der schon im Oktober 1933 vollzogen worden war. 
http://de.wikipedia.org/wiki/V%C3%B6lkerbund 

 
Am 02.12.1990 wurde eine Bundestagswahl durchgeführt, die genauso unter Vortäuschung falscher 
Tatsachen rechtswidrig als  Volksabstimmung gewertet wurde. Der Austritt der Bundesrepublik 
„Deutschland“ aus den vereinten Nationen war schon am 03. Oktober 1990 vollzogen worden. 
 

 
 
 
 
 
 

http://staat-deutschland.de/downloads/ggjan2007.pdf
http://de.wikipedia.org/wiki/Völkerbund
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Damit bestätigt das getarnte Deutsche Reich, Alias = Deckname Bundesrepublik „Deutschland“, das 
Deutschland Staat ist und anerkennt diesen auch gleichzeitig mit der BKM vom 15. März 1991.  

 
http://staat-deutschland.de/downloads/15maerz1991.pdf 

 
Eine Rechtsangleichung nach Art. 143 dieser BRD AGB ist damit ausgeschlossen, Gültigkeit besitzen 
Vergangenheit und Gegenwart nur die deutschen Gliedstaats- und Landesverfassungen von 
1946/47 und das mit Verweis auf Art. 30 und 142 dieser BRD AGB  
 

Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der Landesverfassungen auch insoweit in 

Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte 

gewährleisten. 

 

Artikel 30 [Hoheitsrechte der Länder] 

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder, 

soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt. 

 Grund bedeutet http://synonyme.woxikon.de/synonyme/grund.php 
 
Die tatsächliche Gebiets- Verfassung,  vom 12. 05. 1949 sagt dazu aus: 
 
Artikel 30 [Hoheitsrechte der Länder]  
Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache 
der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern Deutschlands, soweit diese Verfassung keine andere Regelung trifft oder zulässt.  
 
Artikel 142 [Vorbehalt zu Gunsten landesrechtlicher *Gebiets Rechte]  
Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben die Bestimmungen der Landesverfassungen 
auch insoweit der Länder in Art. 30 in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 
18 dieser Verfassung Gebietsrechte gewährleisten.  

http://staat-deutschland.de/downloads/15maerz1991.pdf
http://synonyme.woxikon.de/synonyme/grund.php
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Eine Außerkraftsetzung von deutschen Gliedstaats- und Landesverfassungen ist somit zweifelsfrei 
untersagt und dennoch wurden diese dahingehend kaschiert, indem man sich ab 1992/93 als ein 
Land der BRD ausgibt. Der Verfassungsbruch ist damit genauso zweifelsfrei bewiesen. Interessant 
ist dabei auch, dass regulär nur nach Artikel 7 des Einigungsvertrages die Finanzverfassung der BRD 
in Kraft getreten ist: 
 

Artikel 7 Finanzverfassung 

(1) Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland wird auf das in Artikel 3 genannte Gebiet erstreckt, 

soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

 

Artikel 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes 

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im 

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1481), in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-

Vorpommern, Sachsen, Sachsen Anhalt und Thüringen sowie in dem Teil des Landes Berlin, in dem es bisher 

nicht galt, mit den sich aus Artikel 4 ergebenden Änderungen in Kraft, soweit in diesem Vertrag nichts anderes 

bestimmt ist. 

 

Also, kann nach den vorherrschenden Bestimmungen innerhalb der deutschen Länder auf deren 
Gebiet  dementsprechend auch nur eine Rechtsangleichung an die Finanzverfassung der BRD getätigt 
werden. Alles andere besitzt nach wie vor keine Gültigkeit. 
 
Denn die Bestimmung nach Art. 1 dieses Vertrages ist nicht zustande gekommen, aufgrund der 
Tatsache das ein Beitritt nach Art. 23 am 03. Okt. 1990 dahingehend schon ausgeschlossen war und 
das einzig und alleine aufgrund der erweiterten Tatsache, dass der Beitrittsartikel 23 mit der UN Note 
A 45/567 „Germany“ bedeutet das Deutsche Reich sowie dieses am 31.12.1937 bestanden hat, mit 
Wirkung vom 03. Oktober 1990 außer Kraft gesetzt war. Denn dieses 37er (NS) Reich kennt keine 
Länder wie diese in Art. 3 des Einigungsvertrages aufgeführt sind.  
 

http://staat-deutschland.de/88/reichtags.zip (ca. 110 MB) 
 
Die BKM des Einigungsvertrages im Auszug: 
 

 
In der Analogie dazu: 
31. Dezember  1937  „Drittes“ Deutsches Reich „Deutschland“ 
 
18. September 1944  08.05.1945 

Militärgesetzgebung Deutschland „DR“   
Sperre und Beaufsichtigung von Vermögen  Nr. 52 VII e 
Devisenbewirtschaftung    Nr. 53 VII g 

 

18. September 1990  
Einigungsvertrag BRD/DDR 
Der Art. 7 Finanzverfassung ist rückwirkend am 16.10.1990 zum 29.09.1990 
in Kraft gesetzt worden. 

 
Dazu gehört auch die Bundesrepublik Deutschland mit ihrer Finanzagentur GmbH und ihrem Sitz in 
Frankfurt am Main. 

http://staat-deutschland.de/88/Reichtags-Blätter-Bücher.zip
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Länder -/- Gebiete 
 
Der 2+4 Vertrag in Bezug auf „Deutschland als Ganzes“  
 
Artikel 1 Abs. 1 im Auszug:  
Die Bestätigung des endgültigen Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Friedensordnung in Europa.  
(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die zwischen ihnen bestehende 
Grenze in einem völkerrechtlich verbindlichen Vertrag.  
(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche gegen andere Staaten und wird 
solche auch nicht in Zukunft erheben.  
 
Der 2+4 Vertrag in Bezug auf Deutschland ist ein Gebietsvertrag, wie vorab unter Gebiete oder 
Länder schon zugrunde gelegt wurde bleibt das Land (08.05.1945) davon unbeschadet. Die 
Grenzen haben somit nur gegenüber dem Gebiete endgültigen Charakter. Wir kehren dieses um, 
und erheben keine Gebietsansprüche gegenüber Polen und der Sowjetunion oder anderer 
Staaten.  
 
Wir benutzen [z. B.] die Gebietsverfassung vom 12.05.1949 als Hilfe und tätigen darüber mit der 
Republik Polen, Sowjetunion oder anderer Staaten einen völkerrechtlich verbindlichen Vertrag 
über die Gebietsgrenzen. In diesem Zusammenhang bleibt unser Land erhalten [Art. 31 
Gebietsrecht bricht Landesrecht]. Dadurch würde ein vernünftiger gemeinsamer Ausgleich 
geschaffen, der beiden Seiten zugute käme. Land das Polen als Gebiete nicht in Betracht zieht, 
könnte so zum Teil an ehem. Vertriebene zurückgegliedert werden, die genauso der 
Gebietsverfassung als völkerrechtlichem Vertrag unterliegen. Einem deutschen, polnischen und 
sowjetischen, völkerrechtlichem und somit auch verbindlichem Vertrag stünde somit nichts 
entgegen und, das leidige Thema wäre damit erledigt. 
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Deutschland  „Deutsche Reich“ 
´Versailler Friedensvertrag´ 

 
Mitglied in den Vereinten Nationen 

 
 

Demokratische Verfassung für ganz Deutschland 
Art. 1.  Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den deutschen 
Ländern auf.  
Baden, Brandenburg, Bayern, Bremen, Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und Thüringen. 

 
Staatsangehörigkeit:  Deutschland 
Nationalität:   Deutsche  
Staatsgewalt:   Demokratisch -/- Volk 
Staatsform:    Republik  
Status    Land -/- Länder  Gültig seit 1945/46/47 
Demokratische Verfassung:     Gültig seit 30.05.1949 
 
Nach Artikel 7.1 und 2 des 2+4 Vertrages in Bezug auf ganz Berlin und „Deutschland als 
Ganzes“ Nr. 38 S. 1331/32 Teil II v. 01./02. Oktober 1990 [Link] 
 
 
Vereinte Nationen 

 

http://www.unric.org/de/pressemitteilungen/4116 

 

Weder eine BRD/DDR sondern einzig und alleine hat, 

der Staat Deutschland mit seinen 18 Gliedstaaten/Ländern volle Souveränität über seine inneren 
und äußeren Angelegenheiten. 

------ Kein Besatzungsstatut ------ 
08.05.1945 - 30.05.1949 – 03.10.1990 – 2010 

 
 
 
Ihr Team Staat Deutschland 
www.staat-deutschland.de  
 
Stand März 2011 

http://staat-deutschland.de/downloads/vier.pdf
http://www.unric.org/de/pressemitteilungen/4116
http://www.staat-deutschland.de/

